
Soziale Entschädigung – 
zur Verortung der staatlichen 
Verantwortung in 
Katastrophenzeiten

Die COVID-19-Pandemie hat uns immer noch fest im Griff. Allerdings besteht Hoffnung, denn der 
Schutz durch Impfungen lässt eine baldige Befreiung von Beschränkungen möglich erscheinen. 
Ungeklärt bleibt aber eine ganz grundlegende Frage: Welche Verantwortung trägt der Staat in 
Krisenzeiten? Welche Schäden muss er wie ausgleichen? Eine Antwort verspricht die Befassung 
mit dem sozialen Entschädigungsrecht – sie fällt allerdings nicht leicht. Das soziale Entschädi-
gungsrecht ist ein Stiefkind der rechtswissenschaftlichen Forschung. Seine Abgrenzung zum 
Staatshaftungsrecht ist unklar, Grund und Inhalt der sozialstaatlichen Verpflichtungen sind 
offen, und selbst das Verhältnis zum übrigen Sozialrecht bleibt verwirrend.

Aufklärung verspricht nur eine systematische Aufarbeitung. Mit ihr beschäftigt sich Prof. Dr. 
Ulrich Becker, LL.M. (EHI), Direktor am MPI für Sozialrecht und Sozialpolitik in München, der das 
soziale Entschädigungsrecht aufgearbeitet (2018) und dieses Recht sowie die Entschädigungstat-
bestände des Infektionsschutzgesetzes in ein umfassenderes „Öffentliches Entschädigungs-
recht“ (in: Kingreen/Huster [Hrsg.], Handbuch des Infektionsschutzrechts, 2021) eingeordnet hat.
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Einladung zum Vortrag

Die Veranstaltung findet als Zoom-Meeting statt!
Anmeldung: Heike.jansen@jura.uni-hamburg.de




